
lungen gegen Jugendliche teilnehmen, um die Effekti­
vität des Verfahrens unmittelbar beurteilen und aus­
werten zu können.
Gegenstand der Plenartagung des Obersten Gerichts im 
Juni 1967 war die Rechtsprechung zu Problemen des 
Arbeitsschutzes und der Sicherheitstechnik,11 In kom­
plexer Betrachtungsweise wurden sowohl Straf- als 
auch Zivilverfahren auf diesem Gebiet untersucht und 
die Rolle der Gerichte in der vorbeugenden Tätigkeit 
analysiert. Das Plenum gab den Gerichten u. a. den 
Hinweis, derartige geeignete Verfahren häufiger direkt 
in den Betrieben und Baustellen zu verhandeln und 
dabei Sachverständige zu hören, die Ursachen von Ar­
beitsunfällen und den Kausalzusammenhang zwischen 
Rechtspflichtverletzung und Folgen sorgfältig festzu­
stellen, bei der Strafzumessung stärker entsprechend 
dem Grad der Schuld und der Verantwortlichkeit der 
einzelnen Täter zu differenzieren, Schadenersatzansprü­
che schneller zu behandeln und mehr als bisher von 
der Gerichtskritik Gebrauch zu machen.
Die Tätigkeit der Gerichte im Kampf gegen Verletzun­
gen des staatlichen und gesellschaftlichen Eigentums 
stand auf einer weiteren Plenartagung des Obersten 
Gerichts der UdSSR im Mittelpunkt der Erörterungen.12 
Für den vorbeugenden Kampf gegen diese Rechtsver­
letzungen ist es wichtig, Mängel in der Tätigkeit der 
Wirtschafts- und Handelsorgane nicht nur im Einzel­
verfahren genau festzustellen, sondern sie auch regel­
mäßig in ihrem gesellschaftlichen Zusammenhang zu 
analysieren. Die Gerichtskritik muß in Fällen der Ver­
letzung von gesetzlichen Bestimmungen konsequenter 
angewandt werden, um Veränderungen in der Tätig­
keit der kritisierten Stellen zu erreichen. Es kommt 
ferner darauf an, gesellschaftliche Kräfte, die in den 
Strafverfahren mitgewirkt haben, auch in der Kon­
trolle der Beseitigung von Ursachen und Bedingungen, 
die zur Straftat führten, einzubeziehen. Zur Bekämp­
fung geringfügiger Verletzungen des staatlichen und 
gesellschaftlichen Eigentums ist eine engere Zusam­
menarbeit der Gerichte mit den Kameradschaftsgerich­
ten erforderlich.

Zivil-, Familien- und Arbeitsrecht

Aus diesen Rechtsgebieten griff das Oberste Gericht 
der UdSSR in den letzten beiden Jahren insbesondere 
Probleme der Behandlung von Streitfällen zwischen

Ji Bulletin 1967, Heft 4, S. 7 ff. Eine Übersetzung des Berichts 
über diese Plenartagung in der Zeitung „Istwestija“ ist in 
„Verfügungen und Mitteilungen des Ministeriums der Justiz“ 
1967, Heft 8/9, S. 51 f., veröffentlicht.
12 Bulletin 1968, Heft 4, S. 8 ff.

Bürgern und Wohnungsbaugenossenschaften, der Rolle 
der Gerichte in der Arbeitsrechtsprechung bei der Festi­
gung der Arbeitsdisziplin und des Urheberrechts auf.
In der Plenartagung über die Behandlung von Streit­
fällen zwischen Bürgern und Wohnungsbaugenossen- 
schaftena wurden insbesondere Fragen der Zulässigkeit 
des Rechtsweges geklärt. So können z. B. die Gerichte 
in Anspruch genommen werden, wenn die Rechte des 
Bürgers an dem ihm von der Mitgliedervollversamm­
lung der Genossenschaft zugewiesenen Wohnraum be­
einträchtigt werden. Bei Wohnungstauschen können die 
Gerichte angerufen werden, wenn die Mitgliedervoll­
versammlung den Tauschpartner als Mitglied aufge­
nommen hat, der örtliche Sowjet seine Zustimmung 
zum Tausch jedoch verweigert. Dagegen haben sich die 
Gerichte nicht mit Fragen zu beschäftigen, die nach 
dem Musterstatut der Wohnungsbaugenossenschaft der 
Migliederversammlung übertragen sind. Eine Ausnahme 
davon bilden Klagen wegen unbegründeten Ausschlus­
ses eines Mitgliedes aus der Genossenschaft.
Das Plenum erläuterte in einer Richtlinie zu diesem 
Problemkreis auch die Besonderheiten, die die Gerichte 
bei der Wohnraumregelung für geschiedene Ehegatten 
zu beachten haben.
Bei der Einschätzung der Arbeitsrechtsprechungv> konn­
te das Plenum des Obersten Gerichts davon ausgehen, 
daß sich die Tätigkeit der Gerichte allgemein Verbes­
sert hat und die Arbeitsstreitfälle sich in den letzten 
Jahren verringert haben. Besonders hervorgehoben 
wurde die Aktivität der Richter bei der Erläuterung 
des sozialistischen Arbeitsrechts vor den Werktätigen. 
In zunehmendem Maße werden auch Lehrgänge zur 
Qualifizierung der Staats- und Wirtschaftsfunktionäre 
auf diesem Gebiet veranstaltet, weil Verstöße gegen 
das Arbeitsrecht seitens der Betriebe in der Regel auf 
Unkenntnis der gesetzlichen Bestimmungen beruhen. 
Kritisiert wurde auf der Plenartagung, daß sich ein­
zelne Gerichte gegenüber böswilligen Verletzungen der 
Arbeitsdisziplin zu liberal verhalten und verschiedent­
lich die Bearbeitungsfristen für Arbeitsrechtssachen 
überschreiten.
In der Plenartagung zu Fragen des Urheberrechts,r' 
wurde die große politische, ökonomische und kulturelle 
Bedeutung der auf diesem Gebiet zu treffenden Ent­
scheidungen der Gerichte herausgearbeitet. In einer 
Richtlinie wurden die grundsätzlichen Aufgaben der 
Gerichte und wichtige Einzelfragen der Anwendung des 
Urheberrechts behandelt.

IS Bulletin 1967, Heft 2, s. 6 ff. 
и Bulletin 1967, Heft 6, S. 15 ff.
51 Bulletin 1968, Heft 1, S. 6 ff.

Rechtsprechung

Strafrecht

§§193, 61 Abs. г StGB; §§ 8, 18 ASchVO.
1. Der Verantwortungsbereich der Leiter oder leiten­
den Mitarbeiter umfaßt nicht nur die Verantwortung 
für den Schutz von Leben und Gesundheit der Werk­
tätigen, die in ihrem Produktionsbereich arbeiten. Sie 
sind gemäß § 193 StGB auch dann verantwortlich, wenn 
durch die ungenügende Einhaltung der Bestimmungen 
des Gesundheits- und Arbeitsschutzes erhebliche unmit­
telbare Gefahren oder Schädigungen für Leben und 
Gesundheit von Bürgern eintreten, die sich innerhalb 
oder in der Nähe ihres Produktionsbereichs aufhalten.

2. § 193 StGB ist hinsichtlich der Belange des Gesund­
heits- und Arbeitschutzes Spezialtatbestand.
3. Vom Tatbestand des § 193 Abs. 1 StGB werden auch 
die Fälle mit unerheblichem Gesundheitsschaden um­
faßt.
4. Rücksichtsloses Verhalten i. S. des § 193 Abs. 3 Ziff. 2 
StGB liegt nur vor, wenn dieses Verhalten kausal für 
die eingetretenen Folgen war. Nicht kausale Pflichtver­
letzungen können nicht zur Begründung dieses Tatbe­
stands herangezogen werden; sie können jedoch bei der 
Strafzumessung berücksichtigt werden (§ 61 Abs. 2 
StGB).
5. Zur Strafzumessung bei Verletzung der Bestimmun-
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